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Einleitung 
 
„Der Mensch lebt nicht vom Brot allein…“, so zitiert Jesus im Evangelium nach Mathäus das 
5. Buch Mose. Das Brot mag, so verstehen wir es hier, zum physischen Überleben des Men‐
schen existenziell sein – ausreichend, um alle menschlichen Bedürfnisse zu befriedigen, ist es 
freilich nicht. 
Wie steht es in diesem Zusammenhang mit der Arbeit, durch die das Brot verdient wird? Ist 
sie alleine Mittel zum Zweck, das physische Überleben eines Menschen zu sichern? Ist Arbeit 
und produktives Tun immer nur im Zusammenhang von Leistung und Entgelt zu betrachten? 
 
Die sozialpolitischen Reformen der Agenda 2010 waren bei ihrer Einführung äußerst umstrit‐
ten. Bis heute werden  ihre Wirksamkeit und  ihre sozialen Folgen quer durch Parteien, Inte‐
ressenverbände, Gewerkschaften und Kirchen teilweise sehr kontrovers bewertet und disku‐
tiert. Die Evangelische Kirche in Deutschland hat sich immer wieder kritisch in Denkschriften 
und öffentlichen Äußerungen zur Form und den Folgen der Sozialreformen zu Wort gemel‐
det.  
Für eine positive oder negative Bewertung der Agenda 2010 mag es, auch für jeden persön‐
lich, jeweils gute Argumente geben. Fakt ist, dass die neue Sozialgesetzgebung nun seit eini‐
gen Jahren Realität in unserem Alltag geworden ist. Viele Mitglieder von Kirchengemeinden 
sind von der dadurch geschaffenen neuen sozialen Lage direkt oder indirekt betroffen. 
 
Durch die in der SGB‐II‐ Gesetzgebung verankerten Arbeitsgelegenheiten (kurz: AGH) können 
Empfänger des Arbeitslosengeldes II zusätzlich zur Transferleistung Tätigkeiten ausüben, für 
die  sie  eine  sog.  „Mehraufwandsentschädigung“  erhalten.  Viele  Gemeinden  im  Dekanat 
Rodgau  haben  dazu  Stellen  geschaffen  und  beschäftigen,  plakativ  bezeichnet,  „Ein‐Euro‐
Jobber“.  Kleinere  Hilfsaufgaben  oder  Tätigkeiten  im  täglichen  Gemeindeleben,  die  sonst 
nicht oder nur durch große Anstrengung von Haupt‐ und Ehrenamtlichen verrichtet wurden, 
können so erledigt werden. 
Neben einem Zusatzeinkommen bietet eine AGH für die Empfänger des Arbeitslosengeldes II 
aber noch mehr: das Eingebundensein  in einen Arbeitsablauf, der mit anderen Menschen 
geteilt wird; die Möglichkeit, auf eine produktive Leistung zurückschauen zu können; Aner‐
kennung und Verantwortung. Arbeit  ist  also  kein  einfacher Austausch  von Arbeitsleistung 
und Entgelt, sondern wirkt immer auch sinnstiftend und beeinflusst die Persönlichkeitsemp‐
findung. 
 
Die vorliegende Handreichung für interessierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Kir‐
chengemeinden des Dekanats Rodgau soll eine Hilfestellung sein, Fragen zur Einrichtung von 
einer oder mehreren Arbeitsgelegenheiten in der eigenen Gemeinde zu beantworten. 

 

 

Dietzenbach, im September 2008. 
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Fragen zu Arbeitsgelegenheiten oder „Ein‐Euro‐Jobs“ 
 

Was sind Arbeitsgelegenheiten oder „Ein‐Euro‐Jobs“? 

Ab dem 1. Januar 2005 wurden im Rahmen der „Harz IV“‐Gesetzgebung des Sozialgesetzbu‐
ches  II  (SGB  II)  Eingliederungsleistungen  für  Langzeitarbeitslose  geschaffen,  die  einen An‐
spruch  auf Arbeitslosengeld  II  (ALG  II) haben.  Für diese  zusätzlichen Arbeitsgelegenheiten 
hat sich die Bezeichnung „Ein‐Euro‐Jobs“ oder „Zusatzjobs“ eingebürgert. Im § 16 Abs. 3 Satz 
2 des SGB II lautet die rechtliche Grundlage der Arbeitsgelegenheiten: 

„Für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die keine Arbeit  finden können, sollen Arbeits‐
gelegenheiten geschaffen werden. Werden Gelegenheiten für  im öffentlichen  Inte‐
resse  liegende,  zusätzliche Arbeiten  nicht  nach Absatz  1  als Arbeitsbeschaffungs‐
maßnahmen gefördert,  ist den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen  zuzüglich  zum Ar‐
beitslosengeld  II eine angemessene Entschädigung für Mehraufwendungen zu zah‐
len; diese Arbeiten begründen kein Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeitsrechts; die 
Vorschriften  über  den  Arbeitsschutz  und  das  Bundesurlaubsgesetz  sind  entspre‐
chend anzuwenden; für Schäden bei der Ausübung ihrer Tätigkeiten haften erwerbs‐
fähige Hilfebedürftige nur wie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.“ (§ 16 Abs. 3 
SGB II) 

 
Wer verwaltet die Hilfebedürftigen? 

Im Rahmen des  sog.  „Optionsmodells“ haben die Kommunen  in Deutschland die Möglich‐
keit, das ALG  II an Stelle der Arbeitsagentur selbst zu organisieren. Bundesweit machen 69 
Kreise und Kommunen davon Gebrauch und betreuen die Langzeitarbeitslosen komplett  in 
Eigenregie. Auch der Kreis Offenbach hat  sich  für die Optionsvariante entschieden. Neben 
der Auszahlung der Leistungen qualifiziert der Kreis Offenbach daher über die Pro Arbeit  ‐ 
Kreis Offenbach  ‐ AöR Langzeitarbeitslose und vermittelt sie  in den ersten und zweiten Ar‐
beitsmarkt. 
Jede und jeder Hilfebedürftige ist einem konkreten Fallmanager zugeordnet. Dieser Fallma‐
nager entscheidet,  je nach der  individuellen  Situation der oder des Hilfebedürftigen, über 
Qualifizierungs‐  und  Vermittlungsmaßnahmen  sowie  über  den möglichen  Einsatz  in  einer 
Arbeitsgelegenheit. 
 
Welche Mehraufwandsentschädigung erhalten die Hilfebedürftigen? 

Die Mehraufwandsentschädigung wird von der Pro Arbeit ‐ Kreis Offenbach ausgezahlt und 
beträgt 1,25 Euro pro geleistete Arbeitsstunde. Die daraus entstehende monatliche Mehr‐
einnahme werden dem Hilfebedürftigen nicht auf seinen ALG II‐Regelsatz angerechnet. 
 
Welchen Kriterien unterliegt eine Arbeitsgelegenheit? 

Zunächst einmal gilt für Arbeitsgelegenheiten der Grundsatz, dass sie sinnstiftend und wert‐
schöpfend sein sollen und dem Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit dienen müssen. 
Arbeitsgelegenheiten müssen aber  immer zusätzlich sein. Das bedeutet, dass sie keine be‐
stehenden  regulären  Beschäftigungsverhältnisse  verdrängen  oder  deren  Neueinrichtung 
verhindern dürfen (Kriterium der Zusätzlichkeit). Ferner müssen sie im öffentlichen Interes‐
se, d.h. gemeinnützig sein. Die Auslegung der Begriffe „Zusätzlichkeit“ und „öffentliches In‐
teresse“ bezogen auf den jeweiligen Fall erfolgt im Konsens aller beteiligten Akteure auf der 
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lokalen Ebene (Jobcenter, Arbeitgeber, Industrie‐ und Handelskammer, Handwerkskammer, 
Gewerkschaften). Eine entsprechende „Positivliste“ der Pro Arbeit  ‐ Kreis Offenbach  findet 
sich im Anhang. 
Die Arbeitsgelegenheiten müssen hinreichend bestimmt und konkret beschrieben sein (Art 
und Inhalt der Tätigkeit, Umfang, Ort, Zahl der Teilnehmer). 
 
Kann meine Kirchengemeinde Träger einer Arbeitsgelegenheit werden? 

Grundsätzlich sind Kirchengemeinden aufgrund ihrer vielfältigen, gemeinnützigen Tätigkeits‐
felder geradezu zur Einrichtung einer Arbeitsgelegenheit prädestiniert. Allerdings muss eine 
gemeindliche Tätigkeit die oben beschriebenen Kriterien erfüllen. 
 
Welche Arbeitszeit ist für eine Arbeitsgelegenheit vorgesehen? 

Die wöchentliche Arbeitszeit  sollte  sich  regelmäßig von Montag bis Freitag,  in Ausnahmen 
auch am Wochenende, vollziehen und 15 Stunden pro Woche nicht unterschreiten. Die ma‐
ximale Zahl von 30 geleisteten Stunden pro Woche sollte nicht überschritten werden. 
 
Wie lange gilt eine Arbeitsgelegenheit? 

Eine mit der Pro Arbeit ‐ Kreis Offenbach eingerichtete Arbeitsgelegenheitsstelle besteht bis 
auf Widerruf des Trägers.  
Wird eine Hilfsbedürftige oder ein Hilfebedürftiger einer eingerichteten Arbeitsgelegenheit 
zugeteilt, verbleibt er dort zunächst befristet für sechs Monate. Verlängerungen oder früh‐
zeitigere Beendigungen sind mit dem zuständigen Fallmanager zu beraten. 
 
Wie wird eine Arbeitsgelegenheit besetzt? 

Über die Besetzung einer Arbeitsgelegenheit entscheiden die Fallmanager im Austausch mit 
dem jeweiligen Träger. Wenn dem Träger ein hilfebedürftiger Interessent für eine Arbeitsge‐
legenheit  bekannt  ist,  kann  eine  entsprechende  Besetzung  dem  zuständigen  Fallmanager 
angeboten werden. 
 
Welche Pflichten hat der Träger? 

Der Träger der Arbeitsgelegenheit  ist  im Rahmen des Arbeitsschutzes  für die Absicherung 
von Unfall‐ und Haftungsschäden verantwortlich. Die Teilnehmer an der Arbeitsgelegenheit 
haften für Schäden während der Tätigkeit wie Arbeitnehmer.  
Die Personen, die an einer Arbeitsgelegenheit teilnehmen, gelten als Beschäftigte im Sinne 
der gesetzlichen Unfallversicherung und stehen daher unter Versicherungsschutz. Der Per‐
sonenkreis fällt auch unter den Sammelhaftpflichtvertrag der EKHN. Weitere Versicherungen 
sind nicht notwendig. Zusätzliche Zahlungen hierfür sind nicht erforderlich, allerdings muss 
eine Meldung an die Berufsgenossenschaft erfolgen. 
Darüber hinaus muss der Träger einen Nachweis über die tatsächlich geleistete Arbeit füh‐
ren. 
 
Welche Kosten entstehen für den Träger durch eine Arbeitsgelegenheit? 

Die Mehraufwandsentschädigung zahlt die Pro Arbeit ‐ Kreis Offenbach aus. Kosten für den 
Träger in geringem Umfang entstehen im Rahmen der entsprechenden Tätigkeit. Besondere, 
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einmalig anfallende Kosten (wie beispielsweise die Anschaffung von Arbeitskleidung) können 
teilweise von der Pro Arbeit ‐ Kreis Offenbach bezuschusst werden. 
 
Wie kann es nach dem Ende einer Arbeitsgelegenheitsmaßnahme  für Hilfe‐
bedürftige weitergehen? 

Nach einer Arbeitsgelegenheit werden Hilfebedürftige weiterhin  in Förder‐ und Qualifikati‐
onsmaßnahmen von der Pro Arbeit ‐ Kreis Offenbach betreut. 
Kirchengemeinden können Hilfebedürftigen aber auch durch die Einrichtung einer sog. „ge‐
ringfügigen Beschäftigung“ (auch als „Mini‐Job“ bekannt) eine längerfristige Perspektive zur 
sinnvollen Mitarbeit  in einer Gemeinde bieten. Für Zusatzverdienste gilt ein Freibetrag von 
monatlich 100 Euro. Das bedeutet, dass ein Zusatzverdienst bis zu dieser Höhe nicht auf den 
Regelsatz des ALG II angerechnet wird. Bei einem Zusatzverdienst von über 100 Euro monat‐
lich wird nicht der volle (über 100 Euro  liegende) Betrag an den Regelsatz des ALG  II ange‐
rechnet, sondern wird prozentual gestaffelt berechnet. D. h.,  je mehr die oder der Hilfebe‐
dürftige zusätzlich verdient, desto mehr vom Zusatzverdienst verbleibt  ihr oder  ihm als frei 
verfügbares Einkommen. 
Die Schaffung von geringfügigen Beschäftigungen  in Gemeinden sollte zunächst  im Kirchen‐
vorstand eingehend besprochen und  in Hinblick auf die Finanzierung durch den Gemeinde‐
haushalt geprüft werden. Danach kann mit der hilfebedürftigen Person und ihrem Fallmana‐
ger bei der Pro Arbeit ‐ Kreis Offenbach diesbezüglich Kontakt aufgenommen werden. 
 
Welche Schritte führen zur Einrichtung einer Arbeitsgelegenheit? 

 
1. Kirchengemeinde  füllt Formulare „Prüfkriterien“ und „Fragenkatalog“ aus  (siehe 

Anhang) 
2. Antrag  kommt  im Original  an die Pro Arbeit  ‐ Kreis Offenbach,  zu Händen  von 

Frau Gäckle (siehe Ansprechpartner) 
3. Frau Gäckle prüft den Antrag 
4. Bei  positivem  Prüfergebnis:  Ausarbeitung  einer  Rahmenvereinbarung  zwischen 

der Pro Arbeit  ‐ Kreis Offenbach und der Kirchengemeinde, die Arbeitsgelegen‐
heit wird eingerichtet 

 
• Insgesamt dauert der Vorgang ca. 3 Wochen. 
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Ansprechpartner 
 
An wen kann ich mich bei Fragen oder Problemen wenden? 
 
Ansprechpartner für die Gemeinden des Dekanats Rodgau in Fragen von Arbeitsgelegenhei‐
ten und geringfügigen Beschäftigungen ist das 
 

• Referat für Gesellschaftliche Verantwortung im Dekanat Rodgau 
Boris Slamka 
Theodor‐Heuss‐Ring 52 
63128 Dietzenbach 
Tel.:  0 60 74 / 484 61 – 22 
Fax:   0 60 74 / 484 61 – 33 
Email:  boris.slamka@dekanat‐rodgau.de 

  Web:   www.dekanat‐rodgau.de 
 
 
Die zuständige Behörde ist erreichbar unter 
 

• Pro Arbeit ‐ Kreis Offenbach ‐ AöR 
Werner‐Hilpert‐Str. 1  
63128 Dietzenbach  

  Tel.:  0 60 74 / 81 80 – 12 40 
  Fax:  0 60 74 / 81 80 – 01 23 
  Email:  hartziv@kreis‐offenbach.de 

Web:  www.proarbeit‐kreis‐offenbach.de 
 
 
Die Ansprechpartnerin für den Bereich „Eingliederungsleistungen“ bei Pro Arbeit ‐ Kreis Of‐
fenbach ist 
 

• Frau Anja Gäckle 
Tel.:  0 60 74 / 81 80 – 82 64 
Fax:  0 60 74 / 81 80 – 89 11 
Email:  a.gaeckle@kreis‐offenbach.de 
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